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Allgemeinverfügung des Kreises Nordfriesland 

über ergänzende Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 

bei Überschreitung der 7-Tage-Inzidenz von 70 Neuinfektionen je 100.000 Einwohnern 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

gemäß der §§ 28a Absatz 1, 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 Infektionsschutzgesetz in Verbindung mit § 106 

Abs. 2 Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwaltungsgesetz – 

LVwG) wird folgende Allgemeinverfügung erlassen:   

 

In Angeboten der Kindertagesbetreuung (Elementar, Krippe, Hort und Kindertagespflege) sollen alle 

erwachsenen Personen – und somit auch die pädagogischen Fachkräfte – eine Mund-Nasen-

Bedeckung tragen, § 2a Absatz 1 der Corona-BekämpfungsVO gilt entsprechend. Dabei können die 

pädagogischen Fachkräfte in der Betreuung der Kinder mit Blick auf das Kindeswohl 

situationsabhängig, z. B. zur gezielten Sprachförderung oder beim Streitschlichten und Trösten der 

Kinder, vorübergehend auf das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung verzichten.  

 

Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 12.1.2021. Sie wird aufgehoben, soweit der Schwellenwert von 

70 Neuinfektionen je 100.000 Einwohnern an fünf aufeinander folgenden Tagen unterschritten wird.   

 

Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Widerspruch und 

Anfechtungsklage gegen Maßnahmen haben keine aufschiebende Wirkung. 

 

Begründung: 

 

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 a Absatz 1, § 28 S. 1 und 2 

Infektionsschutzgesetz (IfSG). Nach Satz 1 hat die zuständige Behörde die notwendigen 

Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder 

Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig 

oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 

Krankheiten erforderlich ist. Sie kann auch Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, 

nicht zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen 

Schutzmaßnahmen durchgeführt worden sind. Nach Satz 2 kann die zuständige Behörde 

Veranstaltungen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten und 

Badeanstalten oder in § 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. 

 

Die sehr weite Eingriffsermächtigung des § 28 Abs. 1 Satz 1 lfSG beschränkt sich nicht allein auf 

Maßnahmen gegenüber Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 

Ausscheidern, sondern wie sich aus der Entstehungsgeschichte der Norm ergibt, dürfen auch 

„Nichtstörer", d.h. Personen bei denen noch nicht einmal ein Ansteckungsverdacht besteht, in 

Anspruch genommen werden. 

 

Bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit der verfügten Beschränkung ist der im allgemeinen Polizei- 

und Ordnungsrecht geltende Grundsatz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Eintritts 

eines Schadens umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und folgenschwerer der 

möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine 

effektive Gefahrenabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs. 1, § 28 Abs. 1 lfSG) sowie der Umstand, dass die 

betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren Auswirkungen auf die Gesundheit  
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der Menschen unterschiedlich sind. Angesichts dessen ist ein am Gefährdungsgrad der jeweiligen 

Krankheit orientierter flexibler Maßstab heranzuziehen. Nach der Einschätzung des vom Gesetzgeber 

in § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Nr. 1 lfSG hierzu vorrangig berufenen Robert-Koch-Institutes wird die 

Gefährdung der Gesundheit der Bevölkerung derzeit als insgesamt hoch, für Risikogruppen als sehr 

hoch eingeschätzt. Es handelt sich danach nicht um eine mit einer Grippeepidemie vergleichbare 

Situation, sondern es liegt eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Lage vor. 

 

Vor dem Hintergrund der aktuell wieder gestiegenen Fallzahlen der Infektionen mit dem SARS-CoV-2-

Virus im gesamten Bundesgebiet und im Land Schleswig-Holstein sowie der Anzahl an Erkrankungen 

an COVID-19 im Kreis Nordfriesland müssen unverzüglich wirksame Maßnahmen zur Verzögerung 

der Ausbreitungsdynamik und zur Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. Effektive 

Maßnahmen sind dazu dringend notwendig, um im Interesse des Gesundheitsschutzes die dauerhafte 

Aufrechterhaltung der wesentlichen Funktionen des Gesundheitssystems sowie der öffentlichen 

Sicherheit und Ordnung im Gebiet des Kreises Nordfriesland sicherzustellen. Die großflächige 

Unterbrechung, Eindämmung bzw. Verzögerung der Ausbreitung des neuen Erregers stellt das einzig 

wirksame Vorgehen dar, um diese Ziele zu erreichen. 

 

Im Kreis Nordfriesland ist es in den letzten Tagen vermehrt zu Infektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus 

gekommen. Dabei sind nicht mehr alle Infektionsketten nachvollziehbar. Insbesondere die 

Ansteckungsquelle lässt sich nicht hinreichend ermitteln. 

 

Die 7-Tage-Inzidenz der SARS-CoV-2 Fälle liegt aktuell (11.1.2021) bei über 70 Fällen je 100.000 

Einwohner. Es sind daher Maßnahmen zur Eindämmung der Infektionslage dringend geboten. 

 

Die getroffenen Anordnungen des Tragens von Mund-Nasen-Bedeckungen sind insbesondere 

erforderlich, weil Personen bereits infektiös sind, bevor diese selbst Krankheitssymptome zeigen. Es 

kann also bereits vorkommen, dass Personen durch das Sprechen und Atmen virusbelastete Aerosole 

ausscheiden, bevor eine Infektion bei diesen Personen selbst festgestellt wird. Aufgrund des Risikos 

einer verdeckten Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus‘ sind die angeordneten Maßnahmen bereits jetzt 

zu treffen. Die angeordneten Maßnahmen wirken frühzeitig im direkten Kontakt zwischen den 

Personen. 

 

Die angeordnete Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung durch diese Allgemeinverfügung 

stellt einen Eingriff in die Grundrechte der betroffenen Bürgerinnen und Bürger dar, weniger 

einschneidende gleich geeignete Mittel sind nicht ersichtlich. Dies hat seinen Grund darin, dass die 

Pandemie nach wie vor nicht in dem Umfang zum Stillstand gebracht werden konnte, der 

Beschränkungen entbehrlich gemacht hätte. Vielmehr ist in den letzten Tagen und Wochen ein 

kreisweiter, aber auch bundesweiter kontinuierlicher Anstieg der Infektionsfälle zu vermerken. Es 

bedarf deshalb auch grundrechtseinschränkender Maßnahmen zur Eindämmung der Infektion. Die 

hier angeordneten Maßnahmen stellen sich hierbei als verhältnismäßig dar. 

 

Durch eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung in den bezeichneten Bereichen können 

Infektionsketten wirksam unterbrochen werden, und den Bürgerinnen und Bürgern bleibt die 

Möglichkeit zur Wahrnehmung des öffentlichen Lebens dennoch erhalten. Nach dem derzeitigen 

wissenschaftlichen Meinungsstand ist die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung eine 

geeignete Schutzmaßnahme, um die Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 zu verhindern. Selbst 

einfache Stoffmasken sind bei korrekter Anwendung geeignet, Tröpfchen des Trägers beim Sprechen, 

Husten und Niesen aufzufangen und andere so vor einer Infektion zu schützen. Deshalb kann selbst  
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das Tragen einer Behelfsmaske bei bereits erkrankten Personen dazu geeignet sein, das Risiko der 

Ansteckung anderer Personen zu reduzieren. Angesichts des Umstandes, dass nicht jeder, der mit 

SARS-CoV-2 infiziert ist, dies auch bemerkt, er aber trotzdem Erreger übertragen kann, kann das 

Tragen von Behelfsmasken das Übertragungsrisiko vermindern. 

 

Grundsätzlich bleiben eine gute Händehygiene, das Einhalten von Husten- und Niesregeln und das 

Abstandhalten von mindestens 1,5 Metern die wichtigsten und effektivsten Maßnahmen. Die 

Einhaltung des Mindestabstands ist aber auch und gerade in der Betreuung von Kindern in 

Kindertageseinrichtungen oft nicht möglich.  

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 

erhoben werden. Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

1. Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift beim Kreis Nordfriesland, - Der 

Landrat -, Gesundheitsamt, Damm 8, 25813 Husum, erhoben werden. 

2. Der Widerspruch kann auch auf elektronischem Weg erhoben werden durch De-Mail in der 

Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz. Die De-Mail-Adresse 

lautet: info@nordfriesland.de-mail.de. 

 

Gemäß § 80 Abs. 5 der VwGO haben Sie die Möglichkeit, beim Schleswig-Holsteinischen 

Verwaltungsgericht in 24837 Schleswig, Brockdorff-Rantzau-Straße 13, einen Antrag auf Anordnung 

der aufschiebenden Wirkung zu stellen. 

 

Husum, den 11.1.2021 

Kreis Nordfriesland 

Der Landrat 

gez. 

Florian Lorenzen 

Landrat 
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I. BEKANNTMACHUNG 

 

1. Nachtragssatzung 

zur Hauptsatzung des Kreises Nordfriesland 

 

Aufgrund des § 4 der Kreisordnung in der Fassung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 95), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 7.9.2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 514), wird nach Beschlussfassung 

des Kreistages des Kreises Nordfriesland vom 11.12.2020 und mit Genehmigung des Ministeriums für 

Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein vom 

30.12.2020 folgende 1. Nachtragssatzung zur Änderung der Hauptsatzung des Kreises Nordfriesland 

erlassen: 

 

§ 1 

 

§ 5a (Sitzungen in Fällen höherer Gewalt - § 30a KrO) wird wie folgt neu eingefügt: 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren 

außergewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Kreistagsabgeordneten an 

Sitzungen des Kreistages erschweren oder verhindern, können die notwendigen Sitzungen 

des Kreistages ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als 

Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel 

eingesetzt, durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen 

zeitgleich in Bild und Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die 

Entscheidung hierüber trifft die Kreispräsidentin oder der Kreispräsident in Abstimmung mit 

der Landrätin bzw. dem Landrat. 

(2) Sitzungen der Ausschüsse können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt werden. 

(3) Wahlen dürfen in einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 nicht durchgeführt werden. 

(4) Der Kreis entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der 

Durchführungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen 

oder anderen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge und 

Anregungen unterbreiten können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im 

Sinne des Absatzes 1 bekanntgemacht. 

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 1 KrO wird durch eine zeitgleiche 

Übertragung von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine 

Echtzeitübertragung oder eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 

 

§ 2 

 

In § 11 Abs. 4 werden die Worte  

„ab dem 29.6.2018 85% des Höchstsatzes der Verordnung 

ab dem 1.1.2019 86% des Höchstsatzes der Verordnung 

ab dem 1.1.2020 87% des Höchstsatzes der Verordnung“ 

gelöscht. 
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§ 3 

  

§ 15 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

„Örtliche Bekanntmachungen und Verkündungen des Kreises Nordfriesland werden im Internet 

unter der Adresse https://www.nordfriesland.de/amtsblatt bekannt gemacht. 

Die Ämter, Städte und amtsfreien Gemeinden sowie weitere an dem Amtsblatt Interessierte werden 

per RSS-Feed oder eine vergleichbare technische Lösung kostenfrei auf das Erscheinen der neuesten 

Ausgabe hingewiesen.  

Jede Person kann sich im Amtsblatt des Kreises veröffentlichte Satzungen und Verordnungen 

kostenpflichtig zusenden lassen. Eine entsprechende Anforderung ist per E-Mail an 

pressestelle@nordfriesland.de oder schriftlich an folgende Adresse zu richten: Kreis Nordfriesland, 

Pressestelle, Marktstraße 6, 25813 Husum. Textfassungen werden im Kreishaus zur Mitnahme 

bereitgehalten. Sie können während der Öffnungszeiten der Kreisverwaltung unter der genannten 

Adresse eingesehen oder abgeholt werden.“ 

 

 

§ 4  

 

Die 1. Nachtragssatzung tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft. 

 

 

 

Husum, den 30. Dezember 2020 

 

gez. 

 

Florian Lorenzen 

-Landrat- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

II. VERÖFFENTLICHUNG 

 

Die 1. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung wird hiermit veröffentlicht. Die Satzung kann in der 

Kreisverwaltung in Husum, Marktstraße 6, Zimmer 309, eingesehen werden. 

 

Husum, den 30. Dezember 2020 

 

 

 

Florian Lorenzen 

-Landrat- 

mailto:pressestelle@nordfriesland.de

